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Reinhard Fricke - Pestalozzistr. 11 - 38114 Braunschweig 

Stellungnahme

a)
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung eines regional ausgeglichenen vollständigen Schulangebots
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD - Drs. 16/902

b)
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der FDP - Drs. 16/1206

c)
Bildungswege in allen Schulen offenhalten - Gesamtschulgründungen fördern und nicht behindern

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/886

d)
Restschulen verhindern - Gleiche Bildungschance für alle Kinder sichern

Antrag der Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/890

e)
Ausbau von Ganztagsschulen jetzt erforderlich

Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 16/900


Durchlässigkeit fördern - Turboabitur an Gesamtschulen stoppen! Antrag der Fraktion DIE LINKE
In der Stellungnahme zu den vorliegenden Gesetzesentwürfen und Anträgen werde ich mich auf Aspekte der sonderpädagogischen Förderung in der allgemeinen Schule und auf deren qualitative und quantitative Erweiterung konzentrieren.

Die Ausweitung des gemeinsamen Unterrichts oder das weiter gesteckte Ziel des Auf- und Ausbaus einer inklusiven Schule, das einen Umbau der bestehenden allgemeinen Schule voraussetzen würde, erscheint nach allen Erfahrungen und Untersuchungen am ehesten in einer Schule möglich, die auf didaktische Reduktionen in inhaltlicher, sozialer, methodischer und zeitlicher Hinsicht verzichtet.

Unter diesem Gesichtspunkt würde ich die vorliegenden Gesetzesentwürfe und Anträge kritisch würdigen und in folgenden Schritten vorgehen :

1. Eine kurze Klärung zur Verwendung der Begriffe Inklusion und gemeinsamer Unterricht

2. Zu beobachtende Auswirkungen von Schulstruktur und Schulentwicklung für den gemeinsamen Unterricht

3. Gelingensbedingungen für eine Ausweitung des Gemeinsamen Unterrichts

4. Beitrag der Gesamtschulen an und für diese Entwicklung

Zu 1. : Eine kurze Klärung zur Verwendung der Begriffe Inklusion und gemeinsamer Unterricht

Am 28. und 29. Mai wird der Kultusausschuss zu einer weiteren Anhörung zusammenkommen und sich  dabei sicher intensiv mit dem Begriff der Inklusion auseinandersetzen. Dabei geht es sicher nicht um semantische Klärungen zum Artikel 24 der UN-Konvention über die Rechte von Menschen, sondern schwerpunktmäßig um die Umsetzung in Niedersachsen.

Angesichts der bevorstehenden Sitzung des Ausschusses und der vielfältigen Verwendung des Begriffs Inklusion werde ich heute weiterhin den Begriff des gemeinsamen Unterrichts verwenden und darunter die im Grundsatzerlass zur Sonderpädagogischen Förderung  aufgeführten Angebote und Organisationsformen fassen, also :

· Sonderpädagogische Grundversorgung

· Integrationsklassen

· Kooperationsklassen

· Mobile Dienste

Damit kann auch die Entwicklung im gegliederten Schulsystem betrachtet und gewürdigt werden :

Selbstverständlich entscheiden sich auch Eltern, die eine integrative Beschulung wünschen, auf der Grundlage des Status quo oder akzeptieren und bejahen das gegliederte Schulsystem. 

Der gemeinsame Unterricht wird im Sekundarbereich I auch von Haupt- und Realschulen sowie von Gymnasien in Kooperation mit den zuständigen Förderzentren kontinuierlich und engagiert fortgeführt und weiterentwickelt. Auch diese Allgemeinen Schulen betrachten vermehrt den Ausbau des gemeinsamen Unterrichts als wichtigen pädagogischen Aufgabenbereich. Ich nenne das Beispiel des Gymnasiums in Bad Harzburg. 

Eine große Anzahl von Eltern und Erziehungsberechtigten wünscht aber auch und ausdrücklich ein Angebot an einer Gesamtschule, eben weil diese nicht frühzeitig äußerlich differenziert oder separiert. Auch diesen vielfach geäußerten Elternwünschen und –anträgen muss entsprochen werden.

Zu 2. : Zu beobachtende Auswirkungen von Schulstruktur und Schulentwicklung für den gemeinsamen Unterricht

Der Schlüssel für die Ausweitung des Gemeinsamen Unterrichts liegt bei den allgemeinen Schulen. Es ist festzustellen, dass die Bereitschaft der allgemeinen Schulen für die Öffnung zum gemeinsamen Unterricht immer noch nicht sehr ausgeprägt ist, z.T. nachlässt oder sich  pädagogische Haltungen in bereits laufenden Formen verändern. Als Gründe dafür werden, teils von den Sonderpädagoginnen, teils von den Lehrkräften der allgemeinen Schule angeführt :

Zunehmender Leistungsdruck in den Grundschulen bedingt durch die sehr frühe Schullaufbahnentscheidung und geringer Durchlässigkeit zwischen den Schulformen. Damit einher gehen 

· Veränderungen der Sozialformen schulischen Lernens, 

· der Wunsch, Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in separaten Räumlichkeiten zu unterrichten und zu fördern und

· vermehrt der nachdrückliche Wunsch nach Gründungen von Schulen mit dem Schwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung.

Zuwenig Unterrichtszeit, zuwenig gebundene Ganztagsangebote

Schwierigkeiten beim Übergang in en Sekundarbereich I. Insbesondere die Hauptschulen in urbanen Gebieten sehen sich außerstande, sich für den gemeinsamen Unterricht zu öffnen, weil sie sich mit zahlreichen pädagogischen Problemstellungen konfrontiert sehen.

Dazu kommen immer wieder Ressourcenfragen, in denen sich z.B. die Verunsicherung über die Unterrichtsversorgung widerspiegelt oder auf die Notwendigkeit der Absenkung von Klassenfrequenzen hingewiesen wird. Hier wirkt sich das Argument der Kostenneutralität bei Einführung des gemeinsamen Unterrichts äußerst negativ aus.

Zu 3. : Gelingensbedingungen für eine Ausweitung des Gemeinsamen Unterrichts

Verzicht auf didaktische Reduktionen in inhaltlicher, sozialer, methodischer und zeitlicher Hinsicht :

Mit den aufgeführten Auswirkungen kann als zentrale Gelingensbedingung formuliert werden :

Die Verschiedenheit der Schülerinnen und Schüler bedingt eine Verschiedenheit der Lernwege. Es müssen pädagogische und didaktische Konzepte der allgemeinen Schule angestrebt und gewährleistet werden, die eine Umsetzung des inklusiven Prinzips ermöglichen: Pädagogik der Vielfalt, Individualisierung des Unterrichts auf der Grundlage von Förderplänen, Flexible innere und äußere Differenzierung, Alternative Kommunikationsformen, Nachteilsausgleich.

In ihrer Schulentwicklung bieten die Vollen Halbtagsschulen und die Gesamtschulen dafür ohne Frage hervorragende Voraussetzungen.

Zu 4. :

Aus sonderpädagogischer Sicht leisten die Gesamtschulen in Niedersachsen einen wichtigen Beitrag zur Fortführung und Weiterentwicklung des gemeinsamen Unterrichts in verschiedenen Organisationsformen.

Insbesondere bieten sie Schülerinnen und Schülern, die im Primarbereich im Rahmen Regionaler Konzepte in der sonderpädagogischen Grundversorgung im Förderschwerpunkt Lernen gefördert wurden, die Möglichkeit einer Fortsetzung der  Beschulung in der Allgemeinen Schule.

Dies betrifft vornehmlich Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf im Bereich Lernen, die im Anschluss an die nur für die Grundschule vorgesehene Grundversorgung Integrationsklassen des Sekundarbereichs I besuchen. 

Damit kann zunehmend dem Willen eines Teils der Eltern und Erziehungsberechtigten entsprochen werden, die nach den Erfahrungen im Primarbereich eine zieldifferente Beschulung im Sekundarbereich I der Allgemeinen Schule wünschen und häufig auch zugleich das Angebot einer Gesamtschule nutzen möchten.

Weiterhin haben sich Gesamtschulen verstärkt für die Einrichtung von Integrationsklassen für Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem Förderbedarf im Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung geöffnet.

In der statistischen Übersicht des Landes werden  für das Jahr 2006 insgesamt 264 Integrationsklassen  in 156 öffentlichen Schulen aufgeführt.  520 Schülerinnen und Schüler werden im Förderschwerpunkt Lernen und 239 Schülerinnen und Schüler im Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung integrativ beschult. 

Die Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen dürften überwiegend den Sekundarbereich I besuchen, da in den Regionalen Konzepten in der Grundschule zumeist die sonderpädagogische Grundversorgung als  Organisationsform des gemeinsamen Unterrichts eingeführt ist.

Nach einer informellen Erhebung auf Grund der Nachfragen von Eltern nach Möglichkeiten der Weiterführung des gemeinsamen Unterrichts in den Integrierten Gesamtschulen bestanden zum Stichtag 13.09.2007 in neun niedersächsischen Gesamtschulen insgesamt 42 Integrationsklassen. Darin wurden 114 Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen und 38 Schülerinnen und Schüler im Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung integrativ unterrichtet.

Klärungsbedarf besteht im Bereich der Integrationsklassen vornehmlich bei der verlässlichen Zuweisung von Stunden für den Einsatz von pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in unterrichtsbegleitender Funktion.

Die gesamtschulspezifische Struktur bietet aus Sicht von Eltern und Erziehungsberechtigten in vielen Regionen offensichtlich eine geeignete Grundlage für eine gemeinsame Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit und ohne Behinderung.

Bislang konnten allerdings Kooperationsklassen wie sie in den Regionalen Konzepten, im Erlass zur Sonderpädagogischen Förderung vom 01.02.2005  und nach §25 NSchG möglich wären, in den Gesamtschulen wegen der zu geringen Kapazitäten und der räumlichen Auslastung nicht eingerichtet werden.

Es wäre anzustreben, auch diese Organisationsform des gemeinsamen Unterrichts in den Gesamtschulen anzubieten und bei der Errichtung neuer Gesamtschulen vorzusehen.

Bei der Einrichtung Regionaler Konzepte kommt den Schulträgern im Rahmen der Schulentwicklungsplanung eine wesentliche Bedeutung zu.

Auf der Grundlage der von den beteiligten Schulen erarbeiteten Konzepte beantragen die Schulträger die Einrichtung Regionaler Konzepte und stellen die entsprechende räumliche und sächliche Ausstattung bereit.

Aus sonderpädagogischer Sicht ist anzustreben, dass bei Neugründung von Gesamtschulen die Einbeziehung oder Einrichtung von Regionalen Konzepten ermöglicht wird. 

Da es sich bei diesen Konzepten um spezifische „Vor-Ort-Konzepte“ handelt, sollten die regionalen Gegebenheiten in der konzeptionellen Entwicklung der beteiligten Schulen umfassend  berücksichtigt werden können und den Schulträgern ein möglichst großer Entscheidungsspielraum bei der Neugründung und der Festlegung der bereitgestellten Kapazitäten eingeräumt werden. 

(S. Stellungnahme zum

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Verbots, Gesamtschulen zu errichten, und zur Stärkung des Elternwillens

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD – Drs. 16/44

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Errichtungsverbots von Gesamtschulen

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE – Drs. 16/45

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Neugründungsverbots von Gesamtschulen

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen – Drs. 16/56

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der beruflichen Grundbildung und zur Änderung anderer schulrechtlicher Bestimmungen 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der FDP – Drs. 16/126)

Gestatten Sie mir zwei abschließende Bemerkungen :

Es muss selbstverständlich insbesondere für die Förderschule mit dem Schwerpunkt Lernen vergleichbare Entwicklungsmöglichkeiten geben wie für die allgemeine Schule, z.B. Ausbaumöglichkeiten zur Ganztagsschule, sozialpädagogische Unterstützung und endlich eine Anpassung der Stundentafel. Solange diese Förderschule ihren Beitrag zur Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Förderbedarf im Schwerpunkt Lernen leistet, muss sie angemessen ausgestattet werden. 

Entscheidungen zur Schulstruktur dürfen niemals zu Lasten von Schülerinnen und Schülern getroffen werden. 

Und

Zur Begründung des Gesetzesantrags der Regierungsfraktionen werden  Gleichheitsgrundsatz und Verteilungsgerechtigkeit als wichtige Argumente angeführt. 

Die Verwirklichung des Gleichheitsgrundsatzes und die Herstellung von Verteilungsgerechtigkeit bedeutet aber auch, allen Schülerinnen und Schülern gleiche Chancen beim schulischen Lernen zu schaffen unter Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen Ausgangslagen und der verschiedenen individuellen Förderbedürfnisse.

Ich wünsche mir, dass wir diese Überlegungen bei den anstehenden gesetzgeberischen Weichenstellungen so berücksichtigen, daß sie allen Schülerinnen und Schülern in Niedersachsen gerecht werden.




Reinhard Fricke


Vorsitzender


Pestalozzistr. 11


38114 Braunschweig


Tel.: (0531) 38 08 901


Fax: (0531) 38 08 897


e-mail: fricke@vds-nds.de
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